
RUIZ BERNÁLDEZ 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
CARL OTTO LENZ 
vom 25. Januar 1996 * 

A — Einführung 

1. Das von der Audiencia Provincial de 
Sevilla 1 vorgelegte Vorabentscheidungsersu­
chen stellt Fragen nach der Auslegung der 
Gemeinschaftsrichtlinien zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflicht­
versicherung. Inzwischen wurden drei 
Richtlinien auf diesem Gebiet erlassen, die 
Richtlinie 72/166/EWG 2, die Richtlinie 
84/5/EWG 3 und die Richtlinie 
90/232/EWG 4, wobei es im vorliegenden 
Rechtsstreit vor allem auf die Auslegung der 
beiden ersten Richtlinien ankommt. Die im 
Regelungszusammenhang stehende Dritte 
Richtlinie kann als Auslegungshilfe herange­
zogen werden, zumal sie vor dem entschei­
dungserheblichen Zeitraum erlassen wurde 
und lediglich die Umsetzungsfrist noch nicht 
verstrichen war. 

2. Das vorlegende Gericht ersucht den 
Gerichtshof um die Beantwortung von Fra­
gen, die sich ihm bei der Auslegung des spa­
nischen Durchführungsgesetzes im Rahmen 
der Anwendung auf einen Haftpflichtstreit 
stellen. In dem Ausgangsrechtsstreit wurde 
der Schädiger eines Verkehrsunfalls mit 
Sachschaden in erster Instanz zur Über­
nahme der zivilrechtlichen Haftung verur­
teilt, während das betroffene Versicherungs­
unternehmen aus der Haftung entlassen 
wurde. Diese Entscheidung wurde gestützt 
auf Artikel 3 Absatz 4 des Real Decreto-Ley 
1301/86 vom 28. Juni 1986 und Artikel 
12 Absatz 3 Buchstabe b des Königlichen 
Dekrets 2641/86 vom 30. Dezember 1986, 
nach denen Sachschäden, die vom Fahrer 
im Zustand der alkoholbedingten Fahrun­
tüchtigkeit verursacht werden, von der 
Deckung durch die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung ausgeschlossen sind. 

3. Gegen dieses Urteil legte die Staatsanwalt­
schaft Berufung ein mit dem Ziel, eine Verur­
teilung der Versicherung zur gesamtschuld­
nerischen Haftung mit dem Schädiger zu 
erwirken. Der Berufung hat sich der Schädi­
ger angeschlossen. 

4. Das nunmehr mit der Entscheidung 
betraute Gericht macht keinen Hehl daraus, 
daß nach seiner — auch in früheren Verfah­
ren vertretenen — Rechtsauffassung eine 
richtlinienkonforme Auslegung des spani­
schen Rechts geboten ist mit dem Ergebnis, 

* Originalsprache: Deutsch. 
1 — Audiencia Provincial de Sevilla, Sección Primera. 
2 — Richtlinie des Rates vom 24. Apríl 1972 betreffend die 

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und 
der Kontrolle der entsprechenden Versicherungspflieht (ABl. 
L 103, S. 1). 

3 — Zweite Richtlinie des Rates vom 30. Dezember 1983 betref­
fend die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
Staaten bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
(ABl. L 8 vom 11.1.1984, S. 17). 

4 — Dritte Richtlinie des Rates vom 14. Mai 1990 zur Anglei­
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich 
der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (ABl. L 129, 
S. 33). 
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daß ein gegebenenfalls im Innenverhältnis 
wirksamer Haftungsausschluß auf keinen 
Fall dem Geschädigten entgegengehalten 
werden dürfe. An der Einstandspflicht der 
Versicherung gegenüber dem Opfer bestehe 
daher grundsätzlich kein Zweifel, unbescha­
det eines Rückgriffsanspruchs gegen den 
Schädiger. 

5. Das vorlegende Gericht begründet die zu 
seiner Überzeugung gereichende Rechtsan­
sicht ausführlich, gibt jedoch zu bedenken, 
daß eine andere Kammer desselben 
Gerichts 5 die streitentscheidende Rechts­
frage bereits in einem anderen Sinne ent­
schieden habe, so daß im Interesse einer ein­
heitlichen Rechtsanwendung von einer 
Zweifelsfrage hinsichtlich der Auslegung des 
Gemeinschaftsrechts auszugehen sei. 

6. Zusammenfassend läßt sich die Argumen­
tation des vorlegenden Gerichts folgender­
maßen skizzieren. Entsprechend dem Ziel 
und den Grundsätzen der Richtlinien sei den 
Unfallopfern grundsätzlich in jedem Fall 
Entschädigung zu gewähren. Der Ausschluß 
der Deckung wegen Trunkenheit im Verkehr 
wäre systemwidrig. Gerade angesichts der 
Erhöhung der potentiellen Gefährdung 
anderer Verkehrsteilnehmer könne man nicht 
davon ausgehen, daß die Deckung von im 
Zustand alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit 
verursachter Schäden zulässigerweise ausge­
schlossen werden könnte. Auf keinen Fall 
dürfte aber das Unfallopfer leer ausgehen, 
weshalb das Gericht hilfweise die Frage nach 
der Einstandspflicht der in Artikel 1 Absatz 
4 der Richtlinie 84/5 genannten „Stelle" auf­
wirft. 

7. Das vorlegende Gericht legt dem 
Gerichtshof folgende Fragen vor: 

1. Läßt Artikel 3 der Ersten Richtlinie 
des Rates vom 24. April 1972 
(72/166/EWG) zu, daß die innerstaatliche 
Regelung über die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung in jedem Mit­
gliedstaat frei die für zweckmäßig gehalte­
nen Deckungsausschlüsse festlegt, oder 
haben sich diese etwaigen Deckungsaus­
schlüsse vielmehr auf die in der Zweiten 
Richtlinie des Rates vom 30. Dezember 
1983 (84/5/EWG) vorgesehenen Aus­
schlüsse zu beschränken? 

2. Ist ein Deckungsausschluß in der Pflicht­
versicherung im Falle von Sachschäden, 
die durch ein Fahrzeug verursacht wer­
den, dessen Fahrer durch den Genuß 
alkoholischer Getränke beeinflußt ist, mit 
den genannten Rechtsvorschriften verein­
bar? 

3. Sind die in Artikel 2 Absatz 1 der Richt­
linie 84/5/EWG genannten Fälle als 
abschließende Aufzählung möglicher 
Rechtsvorschriften oder Vertragsklauseln 
anzusehen, die den Versicherungsschutz 
ausschließen, jedoch nicht gegenüber dem 
Geschädigten geltend gemacht werden 
können, so daß jede andere gesetzliche 
oder vertragliche Vorschrift mit Aus-5 — Die Vierte Kammer. 
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Schlußwirkung ihm gegenüber geltend 
gemacht werden könnte? 

4. Ist es mit dem in den Richt­
linien 72/166/EWG, 84/5/EWG und 
90/232/EWG niedergelegten System zu 
vereinbaren, wenn gegenüber geschädig­
ten Dritten eine Rechtsvorschrift oder 
Vertragsklausel geltend gemacht wird, mit 
der der Versicherungsschutz im Falle der 
Trunkenheit des den Schaden verursa­
chenden Fahrers ausgeschlossen wird, 
sofern diese Vorschrift oder Klausel im 
Verhältnis zwischen dem Versicherer und 
dem Versicherungsnehmer wirksam ist? 

5. Kann in dem Fall, daß es nach den Vor­
schriften der genannten Richtlinien, ins­
besondere nach Artikel 3 Absatz 1 der 
Richtlinie 72/166/EWG, zulässig ist, 
den Ausschluß des Versicherungs­
schutzes aus der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung im Falle der 
Trunkenheit im Verkehr gegenüber dem 
Unfallopfer geltend zu machen, dieser 
Fall als Fehlen eines Versicherungsschut­
zes im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der 
Richtlinie 84/5/EWG angesehen werden, 
der zur Einschaltung der in diesem 
Absatz vorgesehenen Stelle und zur Über­
nahme des Schutzes durch diese führen 
würde? 

8. Am Verfahren haben sich beteiligt, die 
Berufungsklägerin des Ausgangsverfahrens, 
die Regierungen des Königreichs Spanien, 

der Griechischen Republik und des Vereinig­
ten Königreichs sowie die Kommission. Die 
Staatsanwaltschaft als Klägerin des Aus­
gangsverfahrens beschränkt ihre Ausführun­
gen im wesentlichen auf die Feststellung, daß 
die entscheidungserheblichen Rechtsfragen 
nach spanischem Recht gelöst werden könn­
ten, das Vorabentscheidungsersuchen daher 
nicht erforderlich sei. Auf die Standpunkte 
aller anderen Beteiligten soll im Rahmen der 
rechtlichen Würdigung eingegangen werden. 

Β — Stellungnahme 

9. Die Fragen des vorlegenden Gerichts zie­
len darauf, zu klären, ob mögliche Dek-
kungsausschlüsse von der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung abschließend in den 
Richtlinien geregelt sind, so daß weitere 
Ausschlüsse per se unzulässig sind. Sollten 
die Mitgliedstaaten dennoch die Freiheit 
haben, andere als in den Richtlinien genannte 
Deckungsausschlüsse zuzulassen, ist zu klä­
ren, ob diese nur im Rahmen der vertragli­
chen Beziehungen zwischen Versicherungs­
nehmer und Versicherer wirksam sind, oder 
ob sie auch gegenüber dem geschädigten 
Dritten geltend gemacht werden können. Es 
kommt insofern auf Voraussetzungen und 
Grenzen etwaiger Deckungsausschlüsse an. 
Nur für den Fall, daß von den Richtlinien 
unbenannte Deckungsausschlüsse zulässig 
wären, die außerdem gegenüber dem 
Geschädigten geltend gemacht werden könn­
ten, stellt sich die Frage nach einer etwaigen 
Einstandspflicht der in Artikel 1 Absatz 
4 der Richtlinie 84/5 beschriebenen Garan­
tiestelle. 
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10. Die beteiligten Regierangen, die Spani­
ens, Griechenlands und des Vereinigten 
Königreichs, sind einvernehmlich der 
Ansicht, eine 

Gesamtschau der einschlägigen Richtlinien 
ergebe, daß mit der mitgliedstaatlichen 
Pflicht zur Einführung einer Haftpflichtver­
sicherung für Kraftfahrzeuge ein weitgehen­
der Opferschutz bezweckt sei. Ein gegen­
über dem Unfallopfer wirksamer 
Haftungsausschluß stehe im Widerspruch zu 
den Richtlinienzielen. Zwar hätten die Mit­
gliedstaaten bei der Ausgestaltung des recht­
lichen Rahmens der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung ein weites Ermessen, 
so daß etwaige im Verhältnis Versicherungs­
nehmer und Versicherer wirkende Dek-
kungsausschlüsse zulässig seien, die jedoch 
nicht dazu führen dürften, daß das Unfallop­
fer keinen Anspruch auf Entschädigung 
habe. 

11. Im einzelnen vertreten die Beteiligten 
folgende Standpunkte: 

Gestützt auf die obige Prämisse führt die 
spanische Regierung aus, daß nach der spani­
schen Rechtslage das Opfer entschädigt wer­
den müsse, ohne daß Ausschlußgründe aus 
dem Innenverhältnis gegenüber dem Geschä­
digten geltend gemacht werden könnten. 
Diese Rechtslage sei daher gemeinschafts-
rechtskonform. Die Rechtsansicht, nur die in 
Artikel 2 der Richtlinie 84/5 genannten Aus­
schlußtatbestände seien gegenüber dem 
geschädigten Dritten wirkungslos, gehe fehl, 
da ein Haftungsausschluß gegenüber dem 
Unfallopfer grundsätzlich systemwidrig sei. 
Der Ausschluß der Versicherung gegenüber 
einem den Unfall verursachenden betrunke­
nen Fahrer sei etwas anderes. 

12. Bereits nach der dem Vorabentschei­
dungsersuchen zugrunde liegenden Rechts­
lage hätte die Versicherung nach durchge­
führter Opferentschädigung einen Rück­
griffsanspruch gegenüber dem im Zustand 
der alkoholbedingten Fahruntüchtigkeit den 
Unfall verursachenden Fahrer. In der münd­
lichen Verhandlung wies die Vertreterin der 
spanischen Regierung darauf hin, daß im 
November 1994 eine Gesetzesänderung in 
Kraft getreten sei, nach der der bereits beste­
hende Rückgriffsanspruch zur Klarstellung 
noch einmal ausdrücklich in Gesetzesform 
gebracht worden sei. 

13. Die spanische Regierung nimmt nur 
hilfsweise zur Frage der Einstandspflicht des 
nationalen Garantiefonds Stellung. Nach der 
vertretenen Auffassung komme es darauf 
nicht an. Nur für den Fall, daß keine ander­
weitige Entschädigung für das Opfer in 
Betracht komme, müsse der Fonds eintreten. 

14. Die griechische Regierung unterstreicht 
die Bedeutung des Opferschutzes im Rah­
men der Richtlinie und weist darauf hin, daß 
dieser im Laufe der Zeit verstärkt worden 
sei, und zwar nicht nur in materieller Hin­
sicht, sondern auch auf verfahrensrechtlicher 
Ebene zur Erleichterung einer effektiven 
Entschädigung. Die Rechtsauffassung der 
griechischen Regierung stimmt weitgehend 
mit der der spanischen Regierung überein. 
Systemkonforme Ausschlüsse seien grund­
sätzlich zulässig, die jedoch nicht zu Lasten 
des Opfers gehen dürften. Der Ausschluß 
wegen Trunkenheit des Fahrers dürfe nur im 
Innenverhältnis wirken. Schließlich bestehe 
in Fällen, wie dem vorliegenden, grundsätz­
lich keine Einstandspflicht der nationalen 
Garantiestelle. Diese käme jedoch gleichwohl 
in Betracht, wenn ein etwaiger Deckungsaus­
schluß auch gegenüber dem Geschädigten 
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wirksam sei. In der mündlichen Verhandlung 
wies der Vertreter der griechischen Regie­
rung noch einmal darauf hin, daß die Ein-
standspflicht grundsätzlich bei den Versiche­
rungsunternehmen bleiben solle und nicht 
auf die staatliche Garantiestelle abgewälzt 
werden sollte. 

15. Die Regierung des Vereinigten König­
reichs erinnert daran, daß aufgrund der 
Richtlinien grundsätzlich alle Kraftfahrzeuge 
in der Gemeinschaft haftpflichtversichert 
sein müssen. Die Mitgliedstaaten hätten 
jedoch ein weites Ermessen bei der Ausge­
staltung der Haftpflicht. Artikel 3 der Richt­
linie 72/166 schreibe insofern Mindestvor­
aussetzungen vor. Ein Haftungsausschluß 
gegenüber dem Opfer eines durch einen 
betrunkenen Fahrer verursachten Verkehrs­
unfalls würde diese Mindestnormen mißach­
ten. Gleiches müßte gelten bei etwaigen 
Deckungsausschlüssen wegen anderer kör­
perlicher Beeinträchtigungen des Unfallver-
ursachers. Die Regierung des Vereinigten 
Königreichs schlägt die Beantwortung der 
Fragen 1 bis 3 in folgendem Sinne vor: 

Ausschlüsse der Entschädigung in Fällen 
eines betrunkenen Fahrers seien gemein­
schaftsrechtswidrig. Auf einer abstrakteren 
Ebene könne man auch formulieren, Mit­
gliedstaaten seien frei, Umsetzungsmaßnah­
men zu ergreifen, solange nicht der Opfer­
schutz beeinträchtigt werde und im übrigen 
die Richtlinien beachtet würden. 

16. Weiterhin schlägt die Regierung des Ver­
einigten Königreichs vor, die Fragen 4 und 
5 negativ zu beantworten. Hilfsweise macht 
sie geltend, das Verhältnis zwischen dem 
Schädiger und seiner Versicherung werde 
grundsätzlich nicht von den Richtlinien be­
rührt. Diese bezweckten lediglich den Schutz 
Dritter. Artikel 2 der Richtlinie 84/5 belege, 
daß Ausschlüsse keine Wirkungen gegenüber 
dem Opfer zeitigen dürften. 

17. Die Kommission nimmt eine andere Hal­
tung ein als die drei beteiligten Regierungen. 
Zwar stimmt sie insofern mit den Regierun­
gen überein, daß die Richtlinien einen weit­
gehenden Opferschutz zu garantieren 
bestimmt seien. Man könne indes zwei Ziel­
richtungen der Richtlinien unterscheiden. 
Zum ersten die Abschaffung der Grenzkon­
trollen und zum zweiten die Gewährleistung 
eines vergleichbaren Schutzes der Unfallop­
fer in der Gemeinschaft. Letzteres Ziel werde 
vor allem mit der Dritten Richtlinie verfolgt. 
Im Hinblick auf die Zweite Richtlinie führt 
die Kommission aus, Ausschlüsse, die nicht 
gegenüber dem Opfer geltend gemacht wer­
den dürften, würden dort abschließend auf­
gezählt. Bei anderen Ausschlüssen müsse das 
Kraftfahrzeug als nichtversichert gelten, was 
zur Eintrittspflicht der nationalen Garantie­
stelle führe. Dabei dürfe jedoch nicht überse­
hen werden, daß die Mitgliedstaaten die Frei­
heit hätten, die Eintrittspflicht der 
Garantiestelle als subsidiär zu betrachten. 
Angesichts des Ermessensspielraums bei der 
Umsetzung der Richtlinien auf der einen 
Seite und der unbedingten Gewährleistung 
des Opferschutzes auf der anderen Seite 
müsse die nationale Stelle eine Entschädi­
gung in jedem Falle gewährleisten. Bei einem 
zulässigen Haftungsausschluß wegen Trun­
kenheit des Fahrers, der auch gegenüber dem 
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Geschädigten geltend gemacht werden 
könne, müsse somit die Stelle im Sinne des 
Artikels 1 Absatz 4 der Zweiten Richtlinie 
eintreten. 

Vorüberlegung 

18. Die Beantwortung der Fragen ist 
unzweifelhaft im Regelungszusammenhang 
der Richtlinien 72/166, 84/5 und 90/232 zu 
suchen. Die Ziele der Richtlinien und deren 
Stellenwert ist dabei für die Auslegung der 
einschlägigen Vorschriften von maßgeblicher 
Bedeutung. 

19. Die Erste Richtlinie von 1972 hat, wie 
der Titel der Richtlinie bereits erkennen läßt, 
die Abschaffung der Kontrollen der Haft­
pflichtversicherung an den Grenzen zum 
Ziel. Zur Motivierung dieses Regelungsge­
genstands wird in erster Linie 6 das Binnen­
marktziel, für das die Verwirklichung des 
freien Waren- und Personenverkehrs eine 
Grundvoraussetzung sei, angeführt. Der 
fünfte Erwägungsgrund gibt Aufschluß dar­
über, daß die Richtlinie unter anderem auch 
zur „Liberalisierung der Regeln für den 
Personen- und Kraftfahrzeugverkehr im Rei­
severkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
ergriffen" werde. Die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüg­
lich der Kraftfahrzeug-Haftpflicht im Inter­
esse der Errichtung und des Funktionierens 
eines Gemeinsamen Marktes wird darüber 

hinaus auch im dritten Erwägungsgrund der 
Richtlinie 84/5 angeführt. In der mündlichen 
Verhandlung hat die Kommission darauf 
hingewiesen, der freie Verkehr der Kraftfahr­
zeugfahrer stelle eine autonome Freiheit des 
Gemeinschaftsrechts dar. 

20. Wenn die Kommission in ihren schriftli­
chen Ausführungen auf die Dualität der 
Richtlinienziele verweist, die zum einen in 
der Abschaffung der Grenzkontrollen und 
zum anderen in der Schaffung eines ver­
gleichbaren Opferschutzes in der Gemein­
schaft vor allem durch die Dritte Richtlinie 
bestünde, droht die notwendige Verknüp­
fung beider Ziele außer acht zu bleiben. 

21. Bereits im zweiten Erwägungsgrund der 
Richtlinie 72/166 heißt es unmißverständlich: 

„Jede Grenzkontrolle der Pflicht 
zur Kraftfahrzeug-Haftpflichversicherung 
bezweckt die Wahrung der Interessen von 
Personen, die möglicherweise bei einem 
Unfall, der von diesen Fahrzeugen verur­
sacht wird, geschädigt werden; ..." 

22. Die „Pflicht zur Haftpflichtversiche­
rung" gemeinschaftsangehöriger Kraftfahr­
zeuge „mit einer im gesamten Gebiet der 6 — Vgl. erster Erwägungsgrund der Richtlinie 72/166. 
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Gemeinschaft gültigen Deckung" 7 ist folg­
lich eine nicht hinwegzudenkende Vorausset­
zung für den Schutz möglicher Unfallopfer 
und damit die Abschaffung der Grenzkon­
trollen. 

23. Der Opferschutz hat demnach in der Tat 
einen hervorragenden Stellenwert, so wie er 
ihm von den Beteiligten des Verfahrens bei­
gemessen worden ist. Der grundsätzlichen 
Bedeutung des Opferschutzes bereits nach 
der Ersten Richtlinie steht nicht entgegen, 
daß die Rechtsposition potentieller Geschä­
digter durch die Zweite und Dritte Richtlinie 
jeweils verbessert wurde. Die späteren Richt­
linien bezwecken ohnehin gewisse Unzuläng­
lichkeiten des Systems, die teilweise erst im 
Laufe der Zeit zutage getreten sind, zu besei­
tigen. Zur Verbesserung der Position der 
Unfallopfer ist beispielsweise die in Rede 
stehende Vorschrift der Richtlinie 84/5 zur 
Wirkungslosigkeit bestimmter Ausschluß­
klauseln gegenüber den Geschädigten erlas­
sen worden, ebenso wie die ausdrückliche 
Zulassung „jeder anderen für die Unfallopfer 
günstigeren Praxis" im Rahmen des Artikels 
1 Absatz 4 der Richtlinie 84/5. 

24. Die Richtlinien bilden folglich den recht­
lichen Rahmen dafür, daß Geschädigte durch 
ein wo auch immer in der Gemeinschaft 
zugelassenes Kraftfahrzeug einer Entschädi­
gung sicher sein können. In diesen Kontext 
fügt sich zum einen die von dem nationalen 
Versicherungsbüro des besuchten Landes zu 
übernehmende Garantie ein, die von Fahr­
zeugen mit gewöhnlichem Standort in einem 
anderen Mitgliedstaat verursachten Schäden 

zu vergüten 8, sowie zum anderen die Schaf­
fung einer Stelle, die für Sach- oder Perso­
nenschäden, welche durch ein nichtermittel-
tes oder nichtversichertes Fahrzeug 
verursacht worden sind, Ersatz zu leisten 
hat 9. 

Zur Beantwortung der ersten Frage 

25. Das vorlegende Gericht möchte wissen, 
ob ein Mitgliedstaat grundsätzlich frei ist, auf 
der Grundlage des Artikels 3 Absatz 1 der 
Richtlinie 72/166 für zweckmäßig erachtete 
Deckungsausschlüsse festzulegen, oder ob 
zulässige Deckungsausschlüsse auf die in der 
Richtlinie 84/5 vorgesehenen beschränkt 
sind. Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 
72/166 lautet: 

„Jeder Mitgliedstaat trifft... alle zweckdienli­
chen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß 
die Haftpflicht bei Fahrzeugen mit gewöhn­
lichem Standort im Inland durch eine Versi­
cherung gedeckt ist. Die Schadensdeckung 
sowie die Modalitäten dieser Versicherung 
werden im Rahmen dieser Maßnahmen 
bestimmt." 10 

7 — Vgl. achter Erwägungsgrund der Richtlinie 72/166. 

8 — Vgl. zehnter Erwägungsgrund der Richtlinie 84/5. 
9 — Vgl. Artikel 1 Absatz 4 der Richtlinie 84/5. 

10 — Hervorhebung durch den Verfasser. 
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Diese Formulierung ist eindeutig und von 
allen Beteiligten unbestritten sehr weit. Sie 
beläßt den Mitgliedstaaten einen breiten 
Gestaltungsspielraum und nimmt damit 
zwangsläufig Unterschiede im Deckungsum-
fang von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat in 
Kauf. Von diesem potentiellen Unterschied 
zeugt auch die Formulierung des Artikels 
3 Absatz 2 erster Gedankenstrich, nach dem 
jeder Mitgliedstaat alle zweckdienlichen 
Maßnahmen trifft, um sicherzustellen, daß 
der Versicherungsvertrag überdies die im 
Gebiet der anderen Mitgliedstaaten verur­
sachten Schäden gemäß den Rechtsvorschrif­
ten dieser Staaten deckt. 

26. Allein unter Zugrundelegung dieser Vor­
schrift scheint ein Deckungsausschluß der im 
vorliegenden Verfahren in Rede stehenden 
Art als unproblematisch. Die Frage drängt 
sich jedoch auf, ob und wenn ja wie diese 
Freiheit beschränkt wird. Eine derartige 
Grenze könnte beispielsweise in Artikel 
2 Absatz 1 der später erlassenen Richtlinie 
84/5 zu erblicken sein. Unterabsatz 1 der 
Vorschrift lautet: 

„Jeder Mitgliedstaat trifft zweckdienliche 
Maßnahmen, damit jede Rechtsvorschrift 
oder Vertragsklausel in einer nach Artikel 
3 Absatz 1 der Richtlinie 72/166/EWG aus­
gestellten Versicherungspolice, mit der die 
Nutzung oder Führung von Fahrzeugen 
durch 

— hierzu weder ausdrücklich noch still­
schweigend ermächtigte Personen oder 

— Personen, die keinen Führerschein für 
das betreffende Fahrzeug besitzen, oder 

— Personen, die den gesetzlichen Verpflich­
tungen in bezug auf Zustand und Sicher­
heit des betreffenden Fahrzeugs nicht 
nachgekommen sind, 

von der Versicherung ausgeschlossen wer­
den, bei der Anwendung von Artikel 
3 Absatz 1 der Richtlinie 72/166/EWG 
bezüglich der Ansprüche von bei Unfällen 
geschädigten Dritten als wirkungslos gilt." 

27. Die Vorschrift könnte als abschließende 
Aufzählung zulässiger Versicherungsaus­
schlüsse betrachtet werden. Dennoch muß 
auch diese Vorschrift in ihrem Regelungszu­
sammenhang und vor dem Hintergrund ihrer 
Entstehungsgeschichte beurteilt werden. Die 
den Mitgliedstaaten ursprünglich einge­
räumte Freiheit bei der Ausgestaltung des 
rechtlichen Rahmens der Haftpflichtversi­
cherung erwies sich im Laufe der Zeit als 
dem Gemeinsamen Markt abträglich. Davon 
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zeugen die Erwägungsgründe drei bis fünf 
der Richtlinie 84/5, die lauten: 

„Allerdings bestehen nach wie vor bezüglich 
des Umfangs dieser Versicherungspflicht 
große Unterschiede zwischen den Rechtsvor­
schriften der einzelnen Mitgliedstaaten. 
Diese Unterschiede wirken sich unmittelbar 
auf Errichtung und Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes aus. 

Es ist insbesondere gerechtfertigt, die Versi­
cherungspflicht auch auf Sachschäden zu 
erstrecken. 

Die Summen, bis zu denen die Versiche­
rungspflicht besteht, müssen in jedem Fall 
gestatten, den Unfallopfern eine ausrei­
chende Entschädigung zu sichern, gleichgül­
tig, in welchem Mitgliedstaat sich der Unfall 
ereignet hat." 

28. Die angeprochenen inhaltlichen Vorga­
ben für die Versicherungsverträge, die ihre 
Entsprechung im regelnden Teil der Richtli­
nie finden, müssen als Mindestvoraussetzun­
gen betrachtet werden. Verallgemeinernd läßt 
sich feststellen, daß der den Mitgliedstaaten 
in der Ersten Richtlinie eingeräumte Gestal­
tungsspielraum durch das Aufstellen und 
Verdichten von Mindestvoraussetzungen 
durch die Zweite und Dritte Richtlinie parti­
ell eingeschränkt wurde. Der den Mitglied­
staaten verbleibende Ermessensspielraum 

wird folglich begrenzt durch Mindestvoraus­
setzungen und sonstige durch die Richtlinie 
aufgestellte Bedingungen und Strukturprin­
zipien. 

29. Vor diesem Hintergrund ist Artikel 
2 Absatz 1 der Richtlinie 84/5 ebenfalls als 
Mindestvoraussetzung in dem Sinne zu 
betrachten, als grundsätzlich bestimmte für 
rechtmäßig erachtete Versicherungsaus­
schlüsse jedenfalls nicht gegenüber dem 
geschädigten Dritten geltend gemacht wer­
den können 11. Erkennt man den Zweck der 
Vorschrift in erster Linie in dem Verbot, 
etwaige Versicherungsausschlüsse dem 
Geschädigten entgegenhalten zu können — 
eine Deutung, die im übrigen von der siebten 
Begründungserwägung der Richtlinie 
84/5 getragen wird, wo es heißt: „Es liegt im 
Interesse der Unfallopfer, daß die Wirkungen 
bestimmter Ausschlußklauseln auf die Bezie­
hungen zwischen dem Versicherer und dem 
für den Unfall Verantwortlichen beschränkt 
bleiben" —, dann sind die genannten Aus­
schlüsse nicht als abschließende Aufzählung 
möglicher Deckungsausschlüsse zu verste­
hen. 

30. Auf die erste Frage ist folglich zu ant­
worten: 

Die im Rahmen des mitgliedstaatlichen 
Ermessens nach Artikel 3 Absatz 1 der 

11 — Zur Terminologie des „Nicht geltend machen könnens" vgl. 
die Einlassung der Vertretenn der Kommission in der 
mündlichen Verhandlung; sie wies darauf hin, daß in den 
dem Erlaß der Richtlinie vorangehenden Verhandlungen 
diese Begrifflichkeit teilweise bevorzugt wurde. 
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Richtlinie 72/166 möglichen Deckungsaus­
schlüsse werden nicht durch die in Artikel 
2 Absatz 1 der Richtlinie 84/5 genannten 
beschränkt. 

Zur Beantwortung der zweiten Frage 

31. Das vorlegende Gericht möchte wissen, 
ob ein Deckungsausschluß wegen alkoholbe­
dingter Fahruntüchtigkeit des den Unfall 
verursachenden Fahrers mit den einschlägi­
gen Richtlinienbestimmungen vereinbar ist. 

32. Diese Frage ist vor dem Hintergrund der 
bereits angesprochenen Ermessensgrenzen 
zu beurteilen. Bewegt sich die mitgliedstaat­
liche Vorschrift innerhalb dieser Grenzen, 
kann eine inhaltliche Kontrolle durch den 
Gerichtshof nicht stattfinden. Das Aufzeigen 
der Grenzen hingegen, das es dem vorlegen­
den Gericht erlaubt, eine Entscheidung dar­
über zu fällen, ob die Grenzen beachtet wur­
den, ist Sache des Gerichtshofes. 

33. Zunächst möchte ich das Augenmerk auf 
die grundsätzliche Trennung der Rechtsbe­
ziehungen zwischen Versicherungsunterneh­
men und Versicherungsnehmer einerseits 
und zwischen Versicherungsunternehmen 
und Geschädigtem andererseits richten. 
Diese Unterscheidung ist auch im 
Hinblick auf die gesetzliche Regelung des 
Versicherungsverhältnisses von grundlegen­

der Bedeutung. Es ist durchaus denkbar, daß 
die Einstandspflicht des Versicherers gegen­
über dem Geschädigten weiter geht als 
gegenüber dem Vertragspartner des Versiche­
rungsvertrages bzw. dem Schädiger, die nicht 
notwendig identisch sein müssen. 

34. Bei einer Lektüre der Richtlinien fällt 
auf, daß sie keine spezifischen Vorgaben für 
die vertraglichen Beziehungen der Parteien 
des Versicherungsvertrages machen. Zu den 
Konsequenzen etwaiger Sorgfaltspflichtver­
letzungen des Versicherungsnehmers bzw. 
des Schädigers läßt sich den Richtlinien 
nichts entnehmen. Daraus läßt sich schlie­
ßen, daß den Mitgliedstaaten bzw. den Ver­
tragspartnern eine relative Freiheit zur Aus­
gestaltung der vertraglichen Beziehungen der 
Parteien des Versicherungsvertrages zusteht, 
die selbstverständlich nur unter Beachtung 
der sonstigen Vorschriften der Richtlinien 
ausgeübt werden darf. 

35. Es erscheint daher durchaus zulässig, 
daß an spezifische Sorgfaltspflichtverletzun­
gen des Versicherungsnehmers oder Fahrers 
rechtliche Konsequenzen geknüpft werden. 
Daß bei Trunkenheit am Steuer die Haf­
tungsübernahme gegenüber dem Fahrer aus­
geschlossen bzw. eine Rückgriffsklage einge­
räumt wird, halte ich daher für zulässig. 

36. Auf die zweite Frage ist folglich zu ant­
worten: 

Ein Deckungsausschluß in der Pflichtversi­
cherung gegenüber dem Fahrer, der beein-
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flußt durch den Genuß alkoholischer 
Getränke mit einem Kraftfahrzeug einen 
Sachschaden verursacht hat, ist mit den ein­
schlägigen Vorschriften vereinbar. 

Zur Beantwortung der dritten Frage 

37. Das vorlegende Gericht möchte wissen, 
ob die in Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 
84/5 genannten Fälle möglicher Rechtsvor­
schriften oder Versicherungsklauseln, die den 
Versicherungsschutz ausschließen, jedoch 
nicht gegenüber dem Geschädigten geltend 
gemacht werden können, in der Weise als 
abschließend zu betrachten sind, daß jede 
andere gesetzliche oder vertragliche Vor­
schrift mit Ausschlußwirkung dem Geschä­
digten entgegengehalten werden könnte. 

38. Im Rahmen der Beantwortung der ersten 
Frage wurde bereits festgestellt, daß die Auf­
zählung möglicher Ausschlußtatbestände in 
Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 84/5 nicht 
als abschließende Bezeichnung zulässiger 
Deckungsausschlüsse zu betrachten ist. 
Ebenfalls im Rahmen der Beantwortung der 
ersten Frage wurde bereits ausgeführt, daß 
Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 84/5 eine 
Mindestvoraussetzung aufstellt dergestalt, 
daß die bezeichneten Ausschlüsse von der 
Versicherung jedenfalls nicht gegenüber dem 
Geschädigten geltend gemacht werden kön­
nen. 

39. Diese Betrachtungsweise gestattet meines 
Erachtens den weiterführenden Schluß, daß 
etwaige Einwendungen des Versicherers aus 
den vertraglichen Beziehungen mit dem Ver­
sicherungsnehmer über etwaige Deckungs­
ausschlüsse dem Geschädigten nicht entge­
gengehalten werden können. Wenn schon die 
objektiv als berechtigt bewerteten Fälle von 
Versicherungsausschlüssen, wie sie in Artikel 
2 Absatz 1 der Richtlinie 84/5 benannt sind, 
nicht zum Freiwerden des Versicherers füh­
ren, dann dürfen die wegen persönlich vor­
werfbaren Verhaltens möglichen Haftungs­
ausschlüsse bzw. Regreßansprüche — wie im 
Rahmen der Erörterung der zweiten Frage 
angesprochen — erst recht nicht zum Aus­
schluß der Schadensübernahme der Versiche­
rung gegenüber dem Geschädigten führen. 
Dieses Ergebnis wird im übrigen getragen 
von dem im vorigen bereits erörterten über­
greifenden Richtlinienziel des Opferschutzes. 

40. Auf die dritte Frage ist folglich zu ant­
worten: 

Grundsätzlich mögliche und zulässige Haf­
tungsausschlüsse, die über die in Artikel 
2 Absatz 1 der Richtlinie 84/5 genannten 
Versicherungsausschlüsse hinausgehen, dür­
fen gegenüber dem Geschädigten nicht gel­
tend gemacht werden. 

Zur Beantwortung der vierten Frage 

41. Das vorlegende Gericht möchte wissen, 
ob es mit dem in den Richtlinien 72/166, 
84/5 und 90/232 niedergelegten System ver-

I-1841 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LENZ — RECHTSSACHE C-129/94 

einbar ist, wenn eine grundsätzlich im Ver­
hältnis zwischen Versicherer und Versiche­
rungsnehmer wirksame Vertragsklausel über 
den Ausschluß des Versicherungsschutzes 
bei Trunkenheit des den Unfall verursachen­
den Fahrers dem geschädigten Dritten 
gegenüber geltend gemacht werden kann. 

42. Die Beantwortung dieser Frage ergibt 
sich unmittelbar aus den vorangehenden 
Ausführungen. Auf die vierte Frage ist daher 
wie folgt zu antworten: 

Es steht im Widerspruch zu den Grundsät­
zen der Richtlinien 72/166, 84/5 und 
90/232, wenn eine im Verhältnis 
Versicherer/Versicherungsnehmer wirksame 
Vertragsklausel über einen Deckungsaus­
schluß wegen Trunkenheit des den Schaden 
verursachenden Fahrers dem geschädigten 
Dritten gegenüber geltend gemacht werden 
kann. 

Zur Beantwortung der fünften Frage 

43. Mit der fünften und letzten Frage 
möchte das vorlegende Gericht wissen, ob 
für den Fall, daß ein Ausschluß des Versiche­

rungsschutzes bei Trunkenheit des Schädi­
gers dem Unfallopfer gegenüber geltend 
gemacht werden könnte, dieser als „Fehlen 
des Versicherungsschutzes" im Sinne des 
Artikels 1 Absatz 4 der Richtlinie 84/5 ange­
sehen werden könnte, der zur Einschaltung 
der dort vorgesehenen Stelle und der Über­
nahme der Haftung durch diese führen 
würde. 

44. Wie die Formulierung der Frage erken­
nen läßt, ist sie auf die Hypothese gestützt, 
daß Einwendungen wegen Trunkenheit des 
Schädigers dem Opfer entgegengehalten wer­
den könnten. Die vorstehenden Ausführun­
gen führen zu dem Ergebnis, daß es zu der 
bezeichneten Hypothese aus rechtlichen 
Gründen nicht kommen kann. Auf der 
Grundlage der im vorigen vertretenen 
Ansicht brauchte auf die fünfte Frage also 
nicht mehr eingegangen zu werden. Sollte 
sich der Gerichtshof dieser Argumentation 
jedoch nicht anschließen und einen dem 
Opfer gegenüber zulässigen Deckungsaus­
schluß wegen Trunkenheit des Schädigers für 
möglich erachten, würde die fünfte Frage 
erneut relevant. Daher soll hilfsweise auf 
diese eingegangen werden. 

45. Zunächst soll noch einmal unterstrichen 
werden, daß die zugrundegelegte Prämisse 
höchst unwahrscheinlich ist. Einwendungen 
gegenüber dem Geschädigten erscheinen 
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nach dem von der Richtlinie gestalteten 
System überhaupt nur denkbar aufgrund 
persönlichen nachweisbaren Fehlverhaltens 
des Geschädigten selbst. In diese Richtung 
deutet beispielsweise Artikel 2 Absatz 
1 Unterabsatz 2 der Richtlinie 84/5, der lau­
tet: 

„Die im ersten Gedankenstrich genannte 
Vorschrift oder Klausel kann jedoch gegen­
über den Personen geltend gemacht werden, 
die das Fahrzeug, das den Schaden verur­
sacht hat, freiwillig bestiegen haben, sofern 
der Versicherer nachweisen kann, daß sie 
wußten, daß das Fahrzeug gestohlen war." 

46. Abgesehen von diesen äußersten Aus­
nahmefällen vorwerfbaren Verhaltens des 
Geschädigten ist davon auszugehen, daß eine 
lückenlose Entschädigungspflicht gegenüber 
dem Unfallopfer zu gewährleisten ist. Dieser 
Grundsatz läßt sich als ein Leitgedanke der 
Richtlinien ausmachen. In diesem Sinne ist 
die nationale Garantiestelle als Auffangein­
richtung für ansonsten schutzlos gestellte 
Unfallopfer zu betrachten. Die Ratio der ver­
pflichtenden Einrichtung dieser Stelle ist in 
dem Opferschutzgedanken zu erblicken. 

47. Wie die konkrete Verteilung der Ent­
schädigungspflicht auszusehen hat, ist 
zumindest teilweise in das Ermessen der 

Mitgliedstaaten gestellt. Bereits auf der 
Grundlage der Richtlinien läßt sich jedoch 
erkennen, daß in der Regel der Versicherer 
des schädigenden Kraftfahrzeuges für die 
Schadensdeckung einzutreten hat. Allein in 
Fällen, in denen das Fahrzeug nicht versi­
chert ist bzw. nicht ermittelt werden kann, 
wenn also ein zuständiges Versicherungsun­
ternehmen nicht ausgemacht werden kann, 
muß die in Artikel 1 Absatz 4 der Richtlinie 
84/5 genannte Stelle eintreten 12. Darüber 
hinaus können die Mitgliedstaaten für wei­
tere Fälle die Einstandspflicht der „Stelle" 
vorsehen, etwa bei gestohlenen oder unter 
Anwendung von Gewalt erlangten Fahrzeu­
gen 13. Es ist insofern Sache der Mitgliedstaa­
ten zu entscheiden, ob die privaten Versiche­
rungsunternehmen oder der Fiskus zur 
Übernahme des Schadens verpflichtet wer­
den. 

48. Den Dokumenten über die vorbereiten­
den Arbeiten zum Erlaß der Richtlinie 
84/5 1 4 ist zu entnehmen, daß die Kommis­
sion ursprünglich eine wesentlich weiterrei-

12 — Vgl. 6. Erwägungsgrund der Richtlinie 84/5. 
13 — Vgl. Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 84/5. 
14 — Vorschlag für eine Zweite Richtlinie des Rates betreffend 

die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, ABl. 
C 214 vom 21.8.1980, S. 9; 
Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu 
dem Vorschlag, ABl. C 138 vom 9.6.1981, S. 15, vom Euro­
päischen Parlament geänderter Text der Richtlinie, ABl. 
C 287 vom 9.11.1981, S.44; Änderung des Vorschlags für 
eine zweite Richtlinie, ABl. C 78 vom 30.3.1982, S. 17. 
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chende Eintrittspflicht der „Stelle" favori­
siert hat. Der ursprüngliche Vorschlag für 
Artikel 2 der Richtlinie lautete: 

„Wenn bei der Anwendung von Artikel 
1 Absatz 3 der Richtlinie und von Artikel 
3 Absatz 2 der Richtlinie 72/166/EWG der 
Versicherer unter Berufung auf das Gesetz 
oder eine zulässige Vertragsklausel die Zah­
lung verweigert, wird das Fahrzeug einem 
nichtVersicherten Fahrzeug gleichgestellt." 15. 

49. Bei sämtlichen gesetzlichen oder vertrag­
lichen Deckungsausschlüssen sollte das Fahr­
zeug als nicht versichert fingiert werden. 
Nach Einwenden des Wirtschafts- und Sozi­
alausschusses und einem Änderungsvor­
schlag des Europäischen Parlaments legte die 
Kommission einen geänderten Vorschlag der 
Richtlinie vor, deren Artikel 2 Absatz 1 weit­
gehend mit dem schließlich verabschiedeten 
Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 1 überein­
stimmt, deren Absatz 2 jedoch immer noch 
lautete: 

„Wenn der Versicherer unter Berufung auf 
das Gesetz oder eine andere zulässige Ver­
tragsklausel die Zahlung verweigert, wird das 
Fahrzeug einem nichtVersicherten Fahrzeug 
gleichgestellt." 16 

50. Wie die schließlich verabschiedete Richt­
linie 84/5 unter Beweis stellt, hatte die vorge­
schlagene Lösung im Rat keinen Bestand. 
Statt dessen wurde der nunmehr geltende 
Artikel 1 Absatz 4 Unterabsatz 1 eingeführt, 
der lautet: 

„Jeder Mitgliedstaat schafft eine Stelle oder 
erkennt eine Stelle an, die für Sach- oder Per­
sonenschäden, welche durch ein nicht ermit­
teltes oder nicht im Sinne des Absatzes 1 ver­
sichertes Fahrzeug verursacht worden sind, 
zumindest in den Grenzen der Versiche­
rungspflicht Ersatz zu leisten hat. Das Recht 
der Mitgliedstaaten, Bestimmungen zu erlas­
sen, durch die der Einschaltung dieser Stelle 
subsidiärer Charakter verliehen wird oder 
durch die der Rückgriff dieser Stelle auf den 
oder die für den Unfall Verantwortlichen 
sowie auf andere Versicherer oder Einrich­
tungen der sozialen Sicherheit, die gegenüber 
dem Geschädigten zur Regulierung dessel­
ben Schadens verpflichtet sind, geregelt wird, 
bleibt unberührt." 17 

51. Der endgültig verabschiedete Wortlaut 
sowie die Entstehungsgeschichte der Vor­
schrift zeigen, daß die „Stelle" keineswegs als 
allgemeine Auffangstelle zur Entschädigung 
bei Eintritt jedweder Ausschlußtatbestände 
konzipiert ist. In der Vorschrift ist auch 
nicht, wie in der Vorabentscheidungsfrage 
formuliert, schlechthin von „Fehlen des Ver­
sicherungsschutzes" die Rede. Es spricht also 
alles dafür, daß in dem von den Richtlinien 
gesteckten Rahmen sich der Geschädigte 
eines Unfalls bei dem Versicherer schadlos 

15 — Vgl. Artikel 2 des Vorschlags für eine zweite Richtlinie, 
a. a. O. 

16 — Vgl. Änderungen des Vorschlags für eine zweite Richtlinie, 
a. a. O. 17 — Hervorhebungen durch den Verfasser. 
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halten muß. Nur für den Fall, daß der 
Geschädigte, aus welchen Gründen auch 
immer, keinen Ersatzanspruch gegen ein Ver­
sicherungsunternehmen haben sollte, müßte 
die „Stelle" im Interesse eines umfassenden 
Opferschutzes eintreten. Im übrigen steht es 
den Mitgliedstaaten frei, eine weitere Zustän­
digkeit der „Stelle" gesetzlich zu verankern, 
wenn nur ein lückenloser Opferschutz 
gewährleistet ist.18 

52. Die fünfte Frage ist daher wie folgt zu 
beantworten: 

Falls ein Ausschluß des Versicherungsschut­
zes wegen Trunkenheit des Schädigers dem 
Geschädigten zulässigerweise entgegengehal­
ten werden könnte, wird die in Artikel 
1 Absatz 4 der Richtlinie 84/5 genannte 
Stelle ersatzpflichtig. 

C — Schlußantrag 

53. Als Ergebnis vorstehender Überlegungen schlage ich folgende Beantwortung 
der Vorabentscheidungsfragen vor: 

1. Im Rahmen des mitgliedstaatlichen Ermessens nach Artikel 3 Absatz 1 der Richt­
linie 72/166 mögliche Deckungsausschlüsse werden nicht durch die in Artikel 
2 Absatz 1 der Richtlinie 84/5 genannten beschränkt. 

2. Ein Deckungsausschluß in der Pflichtversicherung gegenüber dem Fahrer, der 
beeinflußt durch den Genuß alkoholischer Getränke mit einem Kraftfahrzeug 
einen Sachschaden verursacht hat, ist mit den einschlägigen Vorschriften verein­
bar. 

3. Grundsätzlich mögliche und zulässige Haftungsausschlüsse, die über die in Arti­
kel 2 Absatz 1 der Richtlinie 84/5 genannten Versicherungsausschlüsse hinausge­
hen, dürfen gegenüber dem Geschädigten nicht geltend gemacht werden. 

4. Es steht im Widerspruch zu den Grundsätzen der Richtlinien 72/166, 84/5 und 
90/232, wenn eine im Verhältnis Versicherer-Versicherungsnehmer wirksame Ver­
tragsklausel über einen Deckungsausschluß wegen Trunkenheit des den Schaden 

18 — Vgl. Artikel 1 Absatz. 4 Untcrabsatz 6 der Richtlinie 84/5. 
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verursachenden Fahrers dem geschädigten Dritten gegenüber geltend gemacht 
werden kann. 

5. Falls ein Ausschluß des Versicherungsschutzes wegen Trunkenheit des Schädigers 
dem Geschädigten zulässigerweise entgegengehalten werden könnte, wird die in 
Artikel 1 Absatz 4 der Richtlinie 84/5 genannte Stelle ersatzpflichtig. 
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